jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE AsylGH Erkenntnis 2008/10/06 B2
401385-1/2008

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 06.10.2008

Spruch
B2 401.385-1/2008/3E

ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat gemald §8 61 Abs. 1, 75 Asylgesetz 2005 idF BGBI. | Nr. 4/2008 iVm§ 66 Abs.4 AVG 1991 durch
die Richterin Mag. Magele als Vorsitzende und den Richter Dr. Ruso als Beisitzer tUber die Beschwerde des S.K., geb.
00.00.1985, Staatsangehorigkeit:

Republik Kosovo, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 02.09.2008, Zahl: 08 07.280-EAST West, zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde vom 04.09.2008 wird gemal 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 Z 1, 10 Abs. 1 Z 2 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr.
100/2005 idgF (AsylG) als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Gang des Verfahrens

1.1 Der Beschwerdefuhrer, ein Staatsangehoriger der Republik Kosovo albanischer Volkszugehorigkeit, stellte am
16.08.2008 bei der Polizeiinspektion Traiskirchen einen Antrag auf internationalen Schutz.

1.2 Im Zuge der Erstbefragung am 16.08.2008 vor der PI Traiskirchen belegte der Beschwerdeflhrer seine Identitat
durch Vorlage eines 2001 in Prishtine ausgestellten UNMIK-Personalausweises und gab an, dass er aus dem Dorf B. in
der Gemeinde D. stamme, wo er bis zu seiner Ausreise gemeinsam mit seinen Eltern in hauslicher Gemeinschaft
gewohnt habe. Er sei am 14.08.2008 von G. schlepperunterstitzt versteckt auf der Ladeflache eines Kastenwagens
illegal aus dem Kosovo ausgereist und in der Folge am 16.08.2008 in Osterreich angekommen. Er habe fiir die Ausreise
seinen UNMIK-Personalausweis mitgenommen, seinen UNMIK-Reisepass habe er jedoch zu Hause gelassen.
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Seine Flucht begriindete der Beschwerdeflihrer damit, dass er seine Freundin, mit der eine dreijdhrige Beziehung
geflhrt habe, heiraten hatte wollen, ihre Familie damit aber nicht einverstanden gewesen sei und aus diesem Grund
die Brider der Freundin ihn 10 Tagen vor der Ausreise nach Osterreich zusammengeschlagen und mit dem
Umbringen bedroht hatten. Da ihre Bruder als sehr gefahrlich gelten sollen, und er weitere Probleme vermeiden habe
wollen, habe er beschlossen, seine Heimat zu verlassen. Seine Ausreise habe sein Vater organisiert und finanziert. Im

Falle einer Rlckkehr in seine Heimat flirchte er um sein Leben.

Andere Fluchtgriinde brachte der Beschwerdefthrer nicht vor.

1.3 Im Zuge seiner niederschriftlichen Einvernahme durch das Bundesasylamt am 27.08.2008 hielt der
Beschwerdefihrer seinen vor der Pl Traiskirchen vorgebrachten Fluchtgrund aufrecht und fihrte diesen nach
Aufforderung naher aus. Demzufolge habe er in traditioneller Art und Weise versucht, um die Hand seiner Freundin
anzuhalten, jedoch sei ihre Familie gegen eine Verlobung gewesen. Eines Tages seien daraufhin zwei ihrer Brider in
das Lokal gekommen, wo der Beschwerdefiihrer gearbeitet habe und hatten ihn zusammengeschlagen. In Folge
dessen wére er gezwungen gewesen, zu kindigen und habe sich bis zu seiner Ausreise nach Osterreich zehn Tage
spater ausschlief3lich zu Hause aufgehalten. Die ortlichen Sicherheitsbehérden habe er nicht verstandigt, sein Vater
habe aber versucht, traditionell Uber Vermittlungsmanner dieses Problem zu |6sen; jedoch hatte die Familie seiner
Freundin keinen Kontakt mit seiner Familie haben wollen und so sei ihm dies nicht gelungen. Im Gegenteil, die Familie
seiner Freundin wolle sich an ihm rachen. Auf den Vorhalt, wonach dieses Vorbringen keinen auf Fluchtmotiven der
GFK grandenden Asylgrund darstellen wirde, sondern vielmehr ein Kriminaldelikt sei, meinte der Beschwerdefihrer,
dass er nicht zurlck kénne.

Im Falle einer Riickkehr habe er Angst, dass sich die Familie seiner Freundin rachen wolle. Er werde nach Lésung des

Problems in seinem Heimatdorf wieder nach Hause zurtickkehren, da seine Eltern ohnehin Unterstitzung brauchten.

Hinsichtlich seiner Person erganzte der Beschwerdefihrer, dass er in D. geboren und in B. bei seinen Eltern
aufgewachsen sei. Er habe noch eine Schwester in P. und drei Brider, die in Deutschland seien und ihn auch finanziell
unterstiitzen wiirden. In Osterreich habe er keine Verwandte. Er habe zwischen 1992 und 2000 in R. die Grundschule
besucht und seit dem Jahre 2006 bis 10 Tage vor seiner Ausreise in einer Bar als Kellner gearbeitet. Befragt nach
allfélligen Dokumenten, gab der Beschwerdefuhrer an, dass er noch nie einen Reisepass besessen habe.

1.4. Im Zuge der weiteren Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 01.09.2008 hielt der Beschwerdefihrer seine
Verfolgungsbehauptung aufrecht und hatte seinen bisher gemachten Ausfihrungen nichts mehr hinzufugen. Auch gab
er auf Vorhalt an, dass er bereits alle jene Griinde genannte habe, die einer Ausweisung in den Kosovo in seinem Falle
entgegenstehen wirden.

1.5. Das Bundesasylamt hat mit dem angefochtenen Bescheid den Antrag auf internationalen Schutz des Asylwerbers
gemal § 3 Abs 1 iVm 8 2 Abs 1 Zi. 13 AsylG abgewiesen (Spruchpunkt I); weiters wurde der Status des subsidar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt II) und wurde der
Asylweber gemal 8 10 Abs. 1 Z 2 AsylG aus dem oOsterreichischen Bundesgebiet in die Republik Kosovo ausgewiesen.

Im angefochtenen Bescheid wurde das Vorbringen des Beschwerdeflhrers basierend auf naheren beweiswurdigenden
Ausfuhrungen als glaubwurdig beurteilt. Allerdings basiere die vom Beschwerdefihrer behauptete Bedrohung nicht
auf einem der funf Motive der GFK, sondern handle es sich hierbei vielmehr um ein Kriminaldelikt, flur das die
staatlichen Behdrden zustandig seien. Der Beschwerdeflihrer habe es im konkreten Fall unterlassen, die staatlichen
Behorden von der Misshandlung zu unterrichten bzw. eine Anzeige zu erstatten. Nachdem auch ein ethnisches Motiv
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als Tatgrund ausgeschlossen werden kdnne, liege somit eine Verfolgung durch private Dritte vor, die nur dann ein
Asylgrund sei, wenn der betreffende Staat nicht in der Lage oder gewillt sei, die von anderen, privaten Stellen
ausgehende Bedrohung zu verfolgen. Im Falle des Beschwerdefiihrers sei die vom ihm behauptete Bedrohung vor
dem Hintergrund der getroffenen Landerfeststellungen nicht tauglich, eine begrindete Furcht aus einem
asylrelevanten Grund zu begrinden, zumal der BeschwerdefUhrer - ausgehend von den Feststellungen des
angefochtenen Bescheids - vor der behaupteten Bedrohung wirksamen Schutz der staatlichen kosovarischen
Behorden des Herkunftsstaates bzw. der internationalen Schutztruppe (UNMIK) in Anspruch nehmen kénnte bzw.
solcher nicht aus Griinden der Genfer Fllchtlingskonvention verweigert werden wirde. Weiters wurde festgestellt,
dass sich aus der allgemeinen Lage im Herkunftsland des Antragstellers keine (refoulementschutzrechtlich relevante)
Geféhrdung ergebe. Die Ausweisung stelle keinen Eingriff in (die durch) Art. 8 EMRK (geschiitzte Rechtsposition des
Beschwerdeflihrers) dar.

1.6. Gegen diesen Bescheid wurde mit fristgerechter Eingabe vom 04.09.2008 das Rechtsmittel der Beschwerde
erhoben und in der Folge sein bereits im Verfahren geduBerter Wunsch wiederholt, ihm bis zur Lésung seines
Problems vorubergehend Asyl zu gewahren.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Aus dem Vorbringen des Beschwerdeflihrers und den amtswegigen Ermittlungen gelangt der Asylgerichtshof nach
unten angefuhrter Beweiswurdigung zu folgenden Feststellungen:

1.1. Der Beschwerdefiihrer ist Staatsangehdriger der Republik Kosovo und gehdrt der albanischen
Bevolkerungsgruppe an. Er stammt aus dem Dorf B. in der Gemeinde D. und lebte dort bis zur Ausreise gemeinsam
mit seinen Eltern. Er besuchte zwischen 1992 und 2000 die Grundschule und arbeitete seit dem Jahre 2006 bis 10 Tage
vor seiner Ausreise als Kellner. Er hat noch eine Schwester in P. und drei Brider, die in Deutschland sind und ihn auch
finanziell unterstitzen. In Osterreich hat er keine Verwandte.

Der Beschwerdefuhrer fuhrte mit seiner Freundin eine dreijahrige Beziehung und wollte sie vor seiner Ausreise
heiraten. Zu diesem Zwecke ersuchte er deren Familie auf traditionelle Weise um Genehmigung, die ihm jedoch
verweigert wurde. Daraufhin wurde der Beschwerdefiihrer wahrend der Arbeit in der Bar von zwei Briidern seiner
Freundin zusammengeschlagen und mit dem Umbringen bedroht. Sein Vater wollte diesen Konflikt auf die tbliche Art
mittels Vermittler |6sen, jedoch verweigerte die Familie der Freundin des Beschwerdeflhrers jeden weiteren Kontakt,
weshalb dieser Versuch scheiterte. Sein Vater organisierte und bezahlte dem Beschwerdefiihrer daraufhin seine
schlepperunterstitzte Ausreise. Der Beschwerdeflihrer hat nach dem geschilderten Vorfall in der Bar keine Anzeige
erstattet, sondern reiste zehn Tage spater aus, um keine weiteren Probleme zu bekommen.

Im Falle einer Rickkehr ist sowohl die Unterbringung des Beschwerdefiihrers (er und seine Eltern lebten bis zu seiner
Ausreise im elterlichen Haus in hauslicher Gemeinschaft) als auch die grundlegende Existenzsicherung des
Beschwerdefihrers als gegeben anzusehen.

Es gibt keine stichhaltigen Grinde fir die Annahme, dass er im Falle einer Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder
Abschiebung in den Kosovo einer Gefdhrdung des Lebens oder der Unversehrtheit ausgesetzt sein kdnnte.

Der Beschwerdefiihrer hat in Osterreich keine Art 8 EMRK relevanten familidren oder privaten Bindungen und bt
keine erlaubte Beschaftigung aus.



1.2. Zur Lage in der Republik Kosovo wird festgestellt:

1. a. Allgemeines:

Im Kosovo, einem Gebiet von ca. 11.000 gkm, leben - geschatzt - 2,1 Millionen Menschen, davon 92 Prozent ethnische
Albaner, 5,3 Prozent Serben, 0,4 Prozent Turken, 1,1 Prozent Roma sowie 1,2 Prozent anderer Ethnien. Die
Amtssprachen sind Albanisch und Serbisch. Auf Gemeindeebene werden auch Bosnisch, Romanes und Turkisch als
Amtssprachen in Verwendung sein. [Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des
BMI, Seiten 3-5]

1. b. Lageentwicklung:

1. b.1. Kosovo unter UN - Verwaltung

Am 24.03.1999 begann die NATO die Luftangriffe gegen die Bundesrepublik Jugoslawien mit dem erklarten Ziel, "eine
humanitare Katastrophe zu verhindern (und) das Morden im Kosovo zu beenden". Im Juni 1999 rickten die unter
FUhrung der NATO gebildeten KFOR-Einheiten in den Kosovo ein. Am 10.06.1999 wurde das Gebiet auf der Basis der
Sicherheitsrats-Resolution 1244 der vorlaufigen zivilen UN-Verwaltung "United Nations Interim Administration Mission
in Kosovo (UNMIK)" unterstellt. Volkerrechtlich gehorte der Kosovo aber nach wie vor zur Bundesrepublik Jugoslawien.
[Bundesamt fur Migration und Flichtlinge:: Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seite 2]

1. b.2. Statusverhandlungen

Der VN-Generalsekretar hat fur die Verhandlungen zum Status des Kosovo den ehemaligen finnischen
Staatsprasidenten Martti Ahtisaari zu seinem Sondergesandten ernannt. Ahtisaari hat am 21. Oktober 2005 die
Statusgesprache begonnen. Nach anfanglicher Pendeldiplomatie zwischen Wien und Pristina bzw. Belgrad begannen
am 22. Februar 2006 direkte Gesprache zwischen beiden Delegationen. VN-Sondergesandter Ahtisaari hat am
02.02.2007 den Parteien einen Entwurf des Statuspakets Ubergeben. AbschlieBend hat sich der UN-Sicherheitsrat mit
der Statusldsung befasst. In intensiven Verhandlungen bis Ende Juli 2007 konnte jedoch keine Einigung Uber einen
Resolutionstext erzielt werden, und die Befassung des UN-Sicherheitsrates wurde zunachst auf Eis gelegt. Unter
FederfUhrung einer "Troika" aus USA, Russland und EU begannen am 01.08.2007 neue Verhandlungen, die jedoch am
10.12.2007 endgliltig scheiterten.

[Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien u. Montenegro (Kosovo),
29.11.2007, Seite 7; Bundesamt fur Migration und Flichtlinge:

Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seite 2]

1. b.3. Wahlen

Am 17.11.2007 fanden Parlaments-, Kommunal- und Blurgermeisterwahlen, die ohne besondere Zwischenfalle abliefen,
statt. Der mit der Wahlbeobachtung betraute Europarat hat bestatigt, dass die Wahlen entsprechend der
internationalen und europaischen Standards verlaufen sind.



[Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 28]

Am 9. Janner 2008 hat das Parlament sowohl| Prasident Fatmir Sejdiu in seinem Amt als auch as Kabinett von
Ministerprasident Hashim Thaci (Demokratische Partei des Kosovo, PDK) bestdtigt. Das neue Kabinett hat zwei
Vizeministerprasidenten und 15 Minister, sieben davon kommen der PDK, funf dem Koalitionspartner LDK und drei
den Minderheiten zu. [APA 09.01.2008: Kosovos neue Fihrungsspitze von Parlament bestatigt]

1. b.4. Unabhangigkeit des Kosovo

Das kosovarische Parlament erklarte am 17.02.2008 gegen den Willen Serbiens seine Unabhangigkeit. Die
Proklamation enthalt neben dem Bekenntnis zur Verwirklichung des Ahtisaari-Plans flir eine Uberwachte
Unabhangigkeit eine Einladung an die EU, die Staatswerdung des Kosovo mit einer eigenen Mission zu begleiten, und
an die NATO, ihre Schutztruppen im Land aufrechtzuerhalten.

Die einseitige Sezession ist vélkerrechtlich und international umstritten. Gleichwohl haben mittlerweile Gber 30
Staaten, allen voran die USA und die Mehrzahl der EU-Staaten, den Kosovo férmlich anerkannt.

Das neue Staatswesen ist zwar formal souveran, die internationale Staatengemeinschaft wird jedoch weiterhin sowohl
zivil als auch militérisch prasent sein. Die AuBenminister der EU und die NATO haben sich verstandigt, die KFOR nicht
abzuziehen; rund 17.000 NATO-Soldaten bleiben im Kosovo, darunter knapp 2.400 Deutsche. Die EU-Staats- und
Regierungschefs haben die Entsendung

einer ca. 2.000 Mann starken EU-Mission (EULEX) beschlossen. Sie soll die UN-Verwaltung (UNMIK) nach einer
Ubergangszeit ablésen. Rund 70 Experten sind fiir ein International Civilian Office (ICO) unter Leitung eines EU-
Sondergesandten mit weitreichenden Befugnissen vorgesehen. Als Leiter von EULEX wurde der franzdsische General
und ehemalige KFOR-Kommandeur Yves de Kermabon zum EU-Sondergesandten (EUSR) der Niederlander Pieter Feith
bestellt. Noch ist offen, wann und wie die Befugnisse auf die EU tbergehen sollen. Es fehlen klare Regelungen fir den
Wechsel der Zustandigkeiten.

UNMIK kann sich formal aber erst dann aus dem Kosovo zurlickziehen, wenn die noch geltende UN-Resolution 1244
durch den Sicherheitsrat auRBer Kraft gesetzt wird.

Unter UNMIK-Verwaltung haben sich im Kosovo demokratische Strukturen entwickelt; es gibt ein Parlament und eine
demokratisch legitimierte (provisorische) Regierung. Gewaltenteilung ist gewahrleistet. Das Justizsystem bedarf an
vielen Stellen noch der Verbesserung.

Eine kosovarische Polizei wurde aufgebaut, die sich bislang als gute Stiitze der demokratischen Strukturen etabliert
hat. Der Transitionsprozess, d. h. die schrittweise Ubertragung der Kompetenzen von UNMIK auf kosovarische
Institutionen hat bereits begonnen. Nach dem vorliegenden Verfassungsentwurf ist die Republik Kosovo ein
demokratisches, multiethnisch zusammengesetztes Staatswesen, das den Minderheiten starke Rechte zusichert. Der
Entwurf enthalt alle notwendigen Schutzmalinahmen gegen Bedrohungen oder Diskriminierung von Minderheiten.
Nationale Identitaten, Kulturen, Religionen und Sprachen werden darin respektiert.

[Bundesamt fur Migration und Fllichtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008, Seiten 2-3]



Die Verfassung wurde am 15. Juni 2008 vom Parlament verabschiedet [UN, Security Council: Report of the Secretary-
General on the United Nations Interim Administration Mission in Kosovo, 12.06.2008], welche am selben Tag in Kraft
trat. [Constitution of the Republic of Kosovo.

http://www.gazetazyrtare.com/egov/index.php?option=com_content&task=view&id=130&Itemid=54]

Die serbische Staatsfihrung bezeichnete die Verfassung der abtrinnigen Provinz als "rechtlich nicht existent".
Prasident Boris Tadic kiindigte an, die Proklamation der Kosovo-Verfassung werde von Belgrad nicht als rechtsgultig

anerkannt.

Der Kosovo bleibt unter internationalem Protektorat.

Laut den Ubergangsbestimmungen der Verfassung sind alle kosovarischen Institutionen verpflichtet, mit dem
Internationalen Beauftragten, internationalen Organisationen und anderen Akteuren voll zu kooperieren, deren
Mandat im Status Vorschlag des UNO-Vermittlers Ahtisaari definiert wurde. Auch die im Kosovo seit Juni 1999
stationierte NATO-gefUhrte internationale Schutztruppe KFOR wird weiterhin das Mandat und die Befugnisse im
Einklang mit einschlagigen internationalen Instrumenten genieRen, die UNO-Resolution 1244 eingeschlossen.[APA
10.06.2008: Der Kosovo will Heimat aller seiner Blrger sein ]

Ob die Letztverantwortlichkeit im Kosovo bei der EU oder der UNO liegen wird, ist noch Gegenstand von
Verhandlungen. [UN, Security Council: Report of the Secretary-General on the United Nations Interim Administration
Mission in Kosovo, 12.06.2008]

1. b.4.1.Staatsangehorigkeit:

Das Staatsangehorigkeitsgesetz der Republik Kosovo trat am 15.06.2008 in Kraft.

Erlangung der Staatsburgerschaft bei Vorliegen folgender Fakten:

CHAPTER I ACQUISITION OF CITIZENSHIP

Article 5 Modalities of the acquisition of citizenship

The citizenship of Republic of Kosova shall be acquired:

a) by birth;

b) by adoption;



C) by naturalization;

d) based on international treaties

e) based on Articles 28 and 29 of this Law.

Erlangung der Staatsburgerschaft durch Geburt:

Acquisition of citizenship by birth

Article 6 Acquisition of citizenship by birth based on parentage

6.1 A child shall acquire the citizenship of Republic of Kosova by birth if on the day of his/her birth both of his/her
parents are citizens of Republic of Kosova.

6.2 If on the day of the child's birth only one parent is a citizen of Republic of Kosova, the child shall acquire the
citizenship of Republic of Kosova under the following conditions:

a) the child is born in the territory of Republic of Kosova;

b) the child is born outside the territory of Republic of Kosova and one parent is stateless or has unknown citizenship;

c) the child is born outside the territory of Republic of Kosova and one parent has another citizenship but both parents
agree in writing that the child shall acquire the citizenship of Republic of Kosova. This provision must be exercised prior
to the child's fourteenth birthday.

Ubergangsbestimmungen:

CHAPTER V TRANSITIONAL PROVISIONS

Article 28 The Status of habitual residents of Republic of Kosova

28.1 Every person who is registered as a habitual resident of Republic of Kosova pursuant to UNMIK Regulation No.
2000/13 on the Central Civil Registry shall be considered a citizen of Republic of Kosova and shall be registered as such
in the register of citizens.

Article 29 Citizenship according to the Comprehensive Proposal for the Republic of Kosova Status Settlement



29.1 All persons who on 1 January 1998 were citizens of the Federal Republic of Yugoslavia and on that day were
habitually residing in Republic of Kosova shall be citizens of Republic of Kosova and shall be registered as such in the
register of citizens irrespective of their current residence or citizenship.

29.2 Provisions of paragraph 1 of this Article apply also to direct descendants of the persons referred to in paragraph
1.

29.3 The registration of the persons referred to in paragraphs 1 and 2 of this Article in the register of citizens shall take
effect upon the application of the person who fulfills the requirements set out in this Article.

29.4 The competent body shall determine in sub-normative acts the criteria which shall constitute evidence of the
citizenship of the Federal Republic of Yugoslavia and habitual residence in Republic of Kosova on January 1 1998.

29.5 The competent body shall use the criteria set for the in UNMIK Regulation No. 2000/13 on the Central Civil Registry
to determine habitual residence in Republic of Kosova on January 1 1998

Exkurs:

REGULATION NO. 2000/13 UNMIK/REG/2000/13 17 March 2000

ON THE CENTRAL CIVIL REGISTRY

Section 3

HABITUAL RESIDENTS OF KOSOVO

The Civil Registrar shall register the following persons as habitual residents of

Kosovo:

(a) Persons born in Kosovo or who have at least one parent born in Kosovo;

(b) Persons who can prove that they have resided in Kosovo for at least a continuous period of five years;

(c) Such other persons who, in the opinion of the Civil Registrar, were forced to leave Kosovo and for that reason were
unable to meet the residency requirement in paragraph (b) of this section; or

(d) Otherwise ineligible dependent children of persons registered pursuant to

subparagraphs (a), (b) and/or (c) of this section, such children being under the age of



18 years, or under the age of 23 years but proved to be in full-time attendance at a recognized educational institution.

Doppelstaatsbuirgerschaft

Article 3 Multiple Citizenships

A citizen of Republic of Kosova may be the citizen of one or more other states. The acquisition and holding of another
citizenship shall not cause the loss of the citizenship of Kosova. [Auskunft des Verbindungsbeamten Obstlt. Andreas
Pichler, 06.03.2008, Zahl 156/08 an das BAL , Regulation no. 2000/13, 17 March 2000 On the Central Civil Registry; Law
on Citizenship of Kosova

http://www.assembly-kosova.org/?krye=laws&lang=en&ligjid=243 ]

1. c. Religionen

Im Kosovo sind Islam und Christentum mit verschiedenen Untergruppen vertreten.

Die Bevolkerung ist sehr religionstolerant, trotz verstarkter Versuche vor allem der arabischen Staaten den sehr
pragmatischen Islam fundamentalistischer zu gestalten, war das in der breiten Bevolkerung nicht erfolgreich.

Der Vorstand der islamischen Gemeinde im Kosovo und der katholische Bischof treten in Eintracht gemeinsam auf (u.a.
bei der Ausrufung der Unabhangigkeit am 17.02.2008 im Parlamentsgebaude).

Die verschiedenen religiosen Feste werden gemeinsam gefeiert, man gratuliert und besucht sich gegenseitig. Politiker
nehmen 6ffentlich an den Feiern beider Religionsgemeinschaften teil (u.a. Prasident Sejdiu an der Christmette 2007).
Die freie ReligionsausUbung ist im Kosovo uneingeschrankt moglich, es besteht eine gegenseitige Akzeptanz.

Selbst Personen, welche eine fundamentalistische Form des Islams sowohl im Erscheinungsbild (Vollbart, Pluderhose,
Schleier) als auch in der strengen Anwendung des Islams (strikte Einhaltung der Gebote) praktizieren, sind im
offentlichen Leben akzeptiert, auch wenn sie von der Bevdlkerung mit Argwohn betrachtet werden. [Kosovo - Bericht
20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 5 und 6]

2. Sicherheitslage im Kosovo:

2. a. Lageentwicklung:

Insgesamt hat sich die Sicherheitslage seit Juni 1999 verbessert, mit den Unruhen Mitte Marz 2004 wieder punktuell
eingetrubt (ohne auf das Niveau von 1999 zurtickzufallen). Nach den Ausschreitungen im Marz 2004 gab es keine

weiten Unruhen mehr.



Die Zahl der registrierten Delikte verringerte sich 2006 im Vergleich zum Jahr 2005 um ca. 5 % auf 64.165. Fir 2006 lasst
sich ein Ruckgang der Delikte gegen Leib und Leben feststellen, wahrend Eigentumsdelikte durchschnittlich um etwa 5

% zugenommen haben.

Nachfolgend detaillierte Zahlen zu ausgewahlten Delikten:

[Bundesamt fur Migration und Flichtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seite 9]

2. b. Sicherheitsaspekte in Bezug auf UCK und AKSH:

Die kosovo-albanische Befreiungsarmee UCK hat die im Juli 1999 gegenliber KFOR deklarierten grofRen Waffen
abgegeben und sich am 21.09.1999 formell aufgeldst. Am 01.02.2000 wurde das zivile Hilfskorps "Kosovo Protection
Corps" (KPC, alb. TMK "Kosovo Verteidigungs- Truppe") eingerichtet, um politisch neutral und multi ethnisch organisiert
strikt zivile Aufgaben wie Katastrophenschutz, Such- und Rettungsdienste, Minenraumung, Wiederaufbau, humanitare
Hilfseinsatze etc. zu Ubernehmen. Insgesamt 5.000 (ca. 3.000 Aktive und 2.000 Reservisten) ehemalige Angehdrige der
UCK, aber auch Angehdrige von Minderheiten (etwa 10 % des KPC) sollten dadurch eine geregelte Tatigkeit im zivilen
Bereich unter Steuerung und Aufsicht von UNMIK bzw. KFOR erhalten. Der zivile Charakter des KPC wird jedoch noch
immer nicht von all dessen Mitgliedern vorbehaltlos akzeptiert. So tragen die Mitarbeiter des KPC militarische
Rangbezeichnungen.

Mitglieder der Provisional Institutions of Self Government (PISG) haben die KPC 6ffentlich wiederholt als Nukleus einer
kinftigen KOS-Armee bezeichnet.

Seit 2002 macht die "Albanische Nationale Armee" (AKSh), vormals "Front flr Albanische Nationale Einheit" (FBKSh),
durch wiederholte groRalbanische Propaganda in den Medien und durch die Ubernahme der Verantwortung fiir den
Sprengstoffanschlag auf die Eisenbahnlinie bei Zvecan/Zvecan im April 2003 auf sich aufmerksam. Eine akute
Gefahrdung der Sicherheitslage in der Region stellt diese bewaffnete Gruppierung, die Verbindungen zu ehemaligen
und aktiven Mitgliedern des KPC und mutmallich auch zu Strukturen der organisierten Kriminalitat hat, derzeit jedoch
nicht dar. UNMIK hat diese bewaffnete Gruppierung als terroristische Organisation verboten, wodurch schon die reine
Mitgliedschaft zu einer strafbaren Handlung wird. Auch 2006 verlbte die AKSh vermutlich weitere kriminelle
Handlungen. [Auswartiges Amt der BRD, Bericht tber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien u.
Montenegro (Kosovo), 29.11.2007 , Seite 8]

Laut den zur Verfugung stehenden Quellen wird durch die Gruppe keine zwangsweise Rekrutierung von Personen
durchgefiihrt, auch sind keine Falle von "Bestrafungen" bekannt.

"Verwarnungen", Ladungen und Drohungen tauchen immer wieder bei Asylwerbern in schriftlicher Form sowohl in
Osterreich als auch in Deutschland und der Schweiz auf, konnten aber bisher immer als Félschungen eingestuft
werden. Personengruppen versuchen unter dem Deckmantel "AKSH" ihre kriminellen Tatigkeiten auszuliben

(StraBenraub, etc), bzw. Druck auf politische Verantwortungstrager unter dieser Bezeichnung durchzufiihren.

Das Auftreten von diversen Gruppen passiert meist in der Nacht bei Stlitzpunkten auf der Stral3e, welche - wie oben
angefihrt - meist kriminellen Zwecken dienen. Die beiden Verurteilungen (Fall ZVECAN und im Marz 2007 SOPI) zeigen,

dass wirksamer Schutz durch die ho. Behorden besteht. Zusatzlich sind bei Bedarf noch Unterstitzungen durch KFOR



und UNMIK Police im Anlassfall moglich. [Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler,
Verbindungsbeamter des BMI, Seite 40]

2.1. Schutzfahigkeit und Schutzwilligkeit der Behérden:

Kosovo Police Service KPS /ShPK:

Die OSCE leitet in Vushtrri eine zentrale Aus -und Fortbildungsstatte fur KPS.

Seit 1999 werden die verschiedenen Lehrgange durch internationale Polizeitrainer aus verschiedenen Staaten
ausgebildet. Inzwischen wird das Institut durch einen lokalen Direktor geleitet. Neben der Ausbildung besteht ein
Hauptaugenmerk auf Fortbildung. Immer wieder werden bei Kursen auch externe Experten eingeflogen, welche dann
in ihrem Spezialgebiet die Kenntnisse weitergeben. Nach der Ausbildung erfolgt die Aufteilung in die verschiedenen
Regionen des Kosovo. Von diesen wurden bis auf die Region MITROVICA alle bereits von UNMIK Police an KPS
Ubergeben. UNMIK Police Ubt eine beobachtende Rolle aus, unterstitzt und evaluiert die Arbeit von KPS.

Gesamtstand: 7.160 Beamte (30.11.2007)

davon serbische Ethnie: 716 Beamte = 10,0 Prozent

sonstige Minderheiten: 403 Beamte = 5,6 Prozent

Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 33]

KPS geht Anzeigen professionell nach. Beschwerden und Anzeigen gegen Angehdrige von KPS werden sehr genau auch
im Zuge von Disziplinarverfahren untersucht, Konsequenzen wie Suspendierungen, etc werden nach den bisherigen
Erfahrungswerten fast rascher ausgesprochen als in Osterreich. [Auskunft des Verbindungsbeamten Obstlt. Andreas
Pichler, 22.10.2006, Zahl 154/07 an das BAE ]

KPS erfullt seine Aufgaben generell professionell und kompetent. [Commission of the European Communities: Kosovo
Under UNSCR 1244 2007 Progress Report, COM(2007) 663 final, 06.11.2007, Seite 46]

Sollte eine Person aus dezidierten Griinden kein Vertrauen in KPS haben, kann die Anzeige auch bei internationalen
Polizeibeamten von UNMIK eingebracht werden, welche dann Uber die weitere Vorgangsweise entscheiden. Wenden
sich Personen an KFOR, versuchen diese, die Anzeige an eine dafiir zustandige Stelle (KPS oder UNMIK) weiterzuleiten.
KFOR hat keine Exekutivgewalt im Kosovo. Als weitere Moglichkeit bietet sich eine direkte Anzeige bei der Justiz

(Staatsanwalt) an, wo dann Uber die weitere Vorgangsweise entschieden wird.

Die Beamten von KPS tragen deutlich sichtbar ihre jeweilige Dienstnummer, wodurch eine Zuordnung ohne Probleme
moglich ist. Die Tatigkeit ist in den Dienstberichten dokumentiert und transparent nachvollziehbar.



Das Einbringen von Beschwerden ist jederzeit moglich, aufgrund der Sensibilisierung werden Beschwerden auch rasch
behandelt und fihren - wenn berechtigt - zu den entsprechenden Konsequenzen fur den betroffenen Funktionstrager.

Missstande in der Verwaltung kénnen auch beim Ombudsmann angezeigt werden.

Dieser strich bei einem personlichen Gesprach hervor, dass Beschwerden gegen KPS von dieser Institution
unverziglich und effizient bearbeitet werden, was bei anderen Institutionen absolut nicht der Fall ware. [Kosovo -
Bericht 31.03.2007 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10]

Zudem wird die Tatigkeit jeder Polizeidienststelle von der OSZE (Security Issues Officer) Uberwacht. Taglich werden
Polizeiberichte verfasst, welche auch der OSZE Ubermittelt werden. Gegebenenfalls kann sich eine Person auch an die
OSZE wenden, sollte ein KPS Mitarbeiter seine Kompetenzen Uberschritten bzw. nicht erfullt haben. [Demaj, Violeta:
Gutachten zu Aktivitaten der AKSh. 07.05.2007 , Seite 11]

UNMIK Police:

Seit August 1999 ist UNMIK Police im Kosovo prasent. Konkrete operative Aufgaben bestehen derzeit in der Region
Mitrovica (noch nicht an KPS Ubergeben), in der Abteilung fir Organisierte Kriminalitat, im Interpol - Blro, bei
Kriegsverbrechen und im Ordnungsdienst (Demonstrationen, etc). Sonderfalle sind die Einheiten fir Zeugenschutz,
Transport von Haftlingen und Personenschutz. Sonst hat UNMIK POLICE eine beobachtende Funktion von KPS
eingenommen. UNMIK Police soll mit Ablauf der Ubergangsfrist von 120 Tagen (iber den Beginn dieses Zeitraums gibt
es noch keine Einigung bzw. keine definitive Aussage) durch EULEX ersetzt werden.

Gesamtstand: ca. 2.000 Beamte aus 42 Landern (inkl. 7 aus Afrika)

Osterreich: 22 Beamte

Sowohl die internationale Polizei als auch die Justiz haben breites Ermessen, in jeder strafrechtlichen Angelegenheit
einzuschreiten. Generell ist fur alle ethnischen Albaner, auch solchen in Gebieten, wo sie eine Minderheit bilden,
hinlanglicher Schutz durch UNMIK/KPS verfugbar. UNMIK/KPS sind willens und auch in der Lage, denjenigen, die
Verfolgung beflurchten, Schutz zu gewahren und stellen einen rechtlichen Mechanismus zur Ermittlung,
Strafverfolgung und Bestrafung von Verfolgungsmalinahmen sicher.

(Home Office, Operational Guidance Note Kosovo, 22.07.2008, Seiten 4 und 5)

Die Aufklarungsquote liegt bei Eigentumsdelikten bei 45 Prozent, bei Straftaten gegen Personen bei 71 Prozent.
Schwerere Verbrechen haben eine hohere Aufklarungsrate als weniger schwere Verbrechen aufgrund der Ressourcen,
die zu deren Ermittlung bereitgestellt werden.

(UN Security Council: Report of the Secretary-General on the United Nations Interim Administration Mission in Kosovo.
$/2008/211, 28.03.2008, Seite 11)

Kosovo Protection Corps KPC / TMK:



KPC / TMK wurde nach der Demilitarisierung der Kosovo Liberation Army KLA / UCK 1999 gegriindet und wird in
Ausristung, Training und Dienstversehung durch Kosovo Force KFOR unterstiitzt. Nach Ablauf der Ubergangsphase
von 120 Tagen nach Ausrufung der einseitigen Unabhangigkeitserklarung soll KPC / TMK in eine Kosovo Security Force
KSF / FSK Ubergeleitet werden. Die Schaffung der neuen Einheit ist im Ahtisaari - Paket vorgesehen.

Derzeitiger Stand KPC / TMK:

Aktive: 2.906

Reservisten: 2.000

Minderheitenanteil: 6,6 Prozent, inklusive 1,4 Prozent Serben

KFOR:

KFOR hat eine Prasenz von ca. 16.000 Soldaten und gliedert sich in finf Regionen, welche jeweils unter verschiedener
FUhrung stehen, das Hauptquartier ist in Pristina. Das Vertrauen der Bevolkerung in KFOR ist im Vergleich mit anderen
internationalen Institutionen am hochsten. KFOR fuhrt auch im CIMIC Sektor immer wieder zahlreiche Projekte durch,
mit welchen die Infrastruktur im Kosovo verbessert werden soll. [Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas
Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 33-36]

Municipal Community Safety Council:

In allen Gemeinden des Kosovo besteht dartber hinaus ein "Municipal Community Safety Council" (MCSC, Rat zum
Schutz der Volksgruppen). Dem Rat gehdéren neben KFOR, UNMIK Polizei, KPS auch Vertreter der verschiedenen
Glaubensgemeinschaften (orthodoxe, katholische, islamische Gemeinschaft) wie auch alle Dorfvorsitzenden der
Gemeinde an. Zweck des Rates, welcher vom Gemeindeprasidenten einberufen wird, ist es, einmal pro Monat Uber die
Sicherheitslage im Allgemeinen und eventuelle Bedenken bzw. Bedurfnisse der einzelnen ethnischen bzw. religiésen
Minderheiten zu beraten und wenn erforderlich korrigierende MaBnahmen zu ergreifen. Personen, die sich unsicher
fahlen, kdénnen sich an diesen Rat wenden bzw. Uber ihre Dorfrate ihre Sicherheitsbedenken den zustandigen
Behorden bekannt machen. So klagte beispielsweise der Dorfrat eines Dorfes im albanischen Grenzgebiet in der
Gemeinde Gjakove/Djakovica (der MCSC wurde in dieser Gemeinde im August 2006 eingerichtet) Uber Raububerfalle
(vorwiegend Viehraub) durch maskierte Banden. Zur Verbesserung des Schutzes der Bevolkerung dieser Gegend
verstarkte die KFOR ihre Truppen in der Region und auch die Polizei fihrt seither mehr Patrouillen in der Region durch.

[Demaj, Violeta:

Gutachten zu Aktivitaten der AKSh. 07.05.2007, Seiten 11-12]

In Planung:

EULEX:



Zum gegenwartigen Zeitpunkt erfolgt die Vorbereitung dieser mittels Mandats des Rats der Europdischen Union vom
04.02.2008 errichteten ESVP - Mission durch EUPT (European Union Preparation Team).

Kommandant EULEX: Yves de KERMABON (F)

Stellvertreter: Roy REEVE (UK)

Polizei: Rainer KUHN (D)

Gesamtstand: 1.900 Internationale

1.100 Nationale

Aufgabenbereich: Uberwachung und Beratung der lokalen Polizei, Justiz, Justizwache und des Zolls.

Operative Aufgaben im Polizeibereich sollen analog der jetzt von UNMIK ausgelbten Tatigkeiten sein (Abteilung OK,
Kriegsverbrechen, Zeugenschutz, Personenschutz, etc.)

KOSOVO SECURITY FORCE KSF / FSK

Die Ubergangsphase von KPC / TMK zu KSF / FSK soll innerhalb von vier Monaten erfolgen, realistisch wurde ein
Zeitrahmen von sechs Monaten angenommen. Mitglieder von KPC / TMK kénnen sich fur die neue Einheit bewerben
und mussen sich mit anderen Bewerbern einem Auswahlverfahren stellen. Das Korps soll ebenfalls uniformiert,
militarisch gegliedert und leicht bewaffnet sein. Der Aufgabenbereich wird jenem von KPC / TMK entsprechen. Eine
Erhéhung der Mannstarke ist nur mit Zustimmung der internationalen Militarprasenz (dzt. KFOR) maglich.
Oberbefehlshaber soll der Staatsprasident sein, die Eingliederung im neu geschaffenen Ministerium
("Verteidigungsministerium") erfolgen und der Kommandant Uber Vorschlag des Ministers mit Zustimmung des
Premierministers und Entscheidung durch den Staatsprasidenten ernannt bzw. abberufen werden. Die Ausbildung der
Mitglieder soll in einer privaten Universitat (Amerikanische Universitdt Kosovo AUK) erfolgen, es soll keine
Militarakademie eingerichtet werden.

Kein Einsatz ist im Rahmen einer Grenzsicherung geplant.

Aktive: 2.500

Reservisten: 800

Minderheitenanteil: analog der ethnischen Zusammensetzung der Bevdlkerung Die Sicherheitssituation ist derzeit
stabil mit Ausnahme Nordkosovo. Bisher verlief die Phase seit der Ausrufung der einseitigen Unabhangigkeit durch
den Kosovo Uberraschend ruhig.

Fur den Grof3teil der Bevolkerung im Sudkosovo und auch in den anderen serbischen Gemeinden auRerhalb des



Brennpunktes Mitrovica gestaltet sich das Leben vollig normal und ist in keiner Weise von mangelnder Sicherheit

betroffen.

[Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 33-36]

2.2. Kosovo - Albaner

Der UNHCR wies bereits im Januar 2003 darauf hin, dass die tUberwiegende Mehrheit der Kosovo - Albaner, die
wahrend der Kosovo - Krise geflohen waren, nach Hause zurickgekehrt ist.

Die Sicherheitslage hat sich im Allgemeinen fir Angehorige der albanischen Mehrheitsbevélkerung in den letzten
Jahren kontinuierlich verbessert. Nicht zuletzt die groRere Effizienz der lokalen Polizei "KPS" und eine Verbesserung
des lokalen Gerichtswesens haben dazu beigetragen, die Situation (fur ethnische Albaner) zu verbessern. Zudem
haben aber auch das - fur Nachkriegssituationen typische - allgemeine Chaos und die relative
Normenungebundenheit, die in der Gesellschaft vorherrschte nachgelassen und ein mehr geregeltes gesellschaftliches
Leben ist an deren Stelle getreten. Gegenwartig gibt die allgemeine Sicherheitslage flr ethnische Albaner, d.h.
Angehorige des nunmehrigen Mehrheitsvolkes in Kosovo, bis auf genau definierte Ausnahmen zu Besorgnissen keinen

Anlass mehr. [Muller, Stephan:

Allgemeines Gutachten zur Situation im Kosovo, 15.02.2007 , Seiten 4-5]

Im Positionspapier des UNHCR vom Juni 2006 wird aber darauf hingewiesen, dass es immer noch einige Kategorien
von Kosovo - Albanern (so z.B. aus Gebieten in denen sie eine ethnische Minderheit bilden oder Kosovo - Albaner in
Mischehen und Personen gemischt-ethnischer Herkunft, Kosovo - Albaner, die der Mitarbeit mit dem serbischen
Regime nach 1990 verdachtigt werden sowie Opfer von Menschenhandel) gibt, die mit ernsten Problemen,
einschlieBlich pyhsischer Gefahr, konfrontiert werden kdnnten, wenn sie derzeit nach Hause zurlickkehren wirden.
[UNHCR Positionspapier vom Juni 2006, Seite 9] .

Katholische Albaner sind im politischen wie wirtschaftlichen Leben voll integriert und sind keinerlei Benachteiligungen

durch die mehrheitlich moslemischen Albaner ausgesetzt.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es flr eine Diskriminierung bzw. Verfolgung der katholischen
Albaner im Kosovo durch die mehrheitlich moslemische Bevélkerung keine Anhaltspunkte gibt. Auch sind keine
Einzelfalle von Ubergriffen bekannt geworden. Katholische Albaner sind keiner Verfolgung bzw. besonderen
Gefahrdung aufgrund ihrer religidsen Uberzeugung ausgesetzt. [Demaj, Violeta: Katholische Albaner im Kosovo.
Gutachten erstellt im Juli 2006, Seiten 13-15]

3. Ruckkehrfragen: Wirtschaft, Grundversorgung und Gesundheitssystem im Kosovo

3. a. Wirtschaft:

Trotz der Unabhangigkeit ist die wirtschaftliche Lage in der rohstoffreichen Region weiterhin duf3erst prekar. Mit einem
Bruttoinlandsprodukt von ca. 1.100 Euro/Kopf ist der Kosovo Schlusslicht in Europa. Die Arbeitslosigkeit betragt tber

40 Prozent. Das Land hat mit einem Durchschnittsalter von 25 Jahren die jungste Bevolkerung Europas und die héchste



Geburtenrate. Ein Drittel der Einwohner ist junger als 14 Jahre. Jahrlich drangen 36.000 junge Leute neu auf den
Arbeitsmarkt.

[Bundesamt fur Migration und Fllchtlinge: Entscheidungen Asyl 03/2008 , Seiten 2-3]

3. b. Grundversorgung/Sozialwesen

Die Grundversorgung der Bevélkerung mit Nahrungsmitteln ist gewdhrleistet. Die Bevélkerung des Kosovo ist bis auf
wenige Ausnahmen (z.B. sozial schwache Bewohner von Enklaven) nicht mehr auf die Lebensmittelversorgung durch
internationale Hilfsorganisationen angewiesen. [Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in Serbien u. Montenegro (Kosovo), 29.11.2007 , Seite 171

Bedurftige Personen erhalten Unterstltzung in Form von Sozialhilfe, die von den "Municipalities" ausgezahlt wird, sich
allerdings auf sehr niedrigem Niveau bewegt. Sie betragt fur Einzelpersonen 35 Euro monatlich und fur Familien
(abhangig von der Zahl der Personen) bis zu 75 Euro monatlich. [Auswartiges Amt der BRD, Bericht tUber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in Serbien u. Montenegro (Kosovo), 29.11.2007 , Seite 171

Im Jahr 2007 erhielten insgesamt 37.170 Familien mit einer gesamten Anzahl von 161.049 Personen

Sozialunterstltzung.

Generell wird Sozialhilfe auf die Dauer von bis zu sechs Monaten bewilligt und bedarf dann eines neuen Antrags.
Uberprifungen der Fakten werden durch Bedienstete des Ministeriums fir Soziales und Arbeit vor Ort durchgefiihrt.
Bei bestimmten Kriterien wie Eigentum (Qualitdt des Hauses, Fahrzeuge, Arbeitstatigkeit im Ausland, etc) kann
aufgrund der gesetzlichen Kriterien der Anspruch gestrichen werden. Es gibt die Mdglichkeit einer Berufung, wenn
Sozialhilfe nicht gewahrt wird. Die Sozialleistungen reichen alleine oft nicht zur Abdeckung der Grundbedurfnisse.
[Kosovo - Bericht 20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10]

Der Zusammenhalt der Familien besonders im landlichen aber auch im stadtischen Bereich sichert das wirtschaftliche
Uberleben, verbunden mit Unterstiitzungszahlungen von Verwandten aus dem Ausland. Zusatzliche Einnahmequellen
bestehen in der Landwirtschaft bzw. durch die Erledigung von Gelegenheitsarbeiten vor allem in der Baubranche.

Unterstandslosigkeit ist im Kosovo im Gegensatz zu westlichen EU-Staaten duferst selten auftauchendes Problem. So
ist die Zahl der tatsdachlich unterstandslosen Personen in Pristina - immerhin geschatzte 600.000 Einwohner
verschwindend gering (geschatzte 20 Personen!), im landlichen Bereich gar nicht vorhanden. [Kosovo - Bericht
20.03.2008 von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, Seite 13]

Selbst wenn keine eigene Unterkunft zur Verflugung steht, so funktioniert im Kosovo das "Auffangbecken" Familie trotz
aller widrigen, vor allem schweren wirtschaftlichen, Umstande nach wie vor. Soll heiBen, dass durch diese
Familienbande kein derartiger Kosovare einem Leben auf der Stralle ausgesetzt ware. Es finden sich allein schon
aufgrund der im Kosovo vorherrschenden '"zahlreichen" Verwandtschaftsverhdltnisse immer noch irgendwelche
Moglichkeiten der Unterbringung und Unterstiitzung solcher Personen.



Sollte die fiir einen AW extreme Situation der "Nichtunterstitzung" seitens seiner Familie auftreten, welche allerdings
sehr unwahrscheinlich ist, so finden sich im Kosovo nach wie vor einzelne internationale und nationale humanitare

Organisationen ("Mutter Teresa", das "Rote Kreuz", die "Caritas"...), die humanitare Hilfe ermdoglichen.

Weiters sind zahlreiche NGOs im Kosovo tatig, die eine zusatzliche Mdéglichkeit darstellen, bei auftretenden Problemen
welcher Art auch immer entsprechende Unterstitzung zu erhalten. Der Zugang zu deren Biros oder eine direkte
Kontaktaufnahme ist fur alle Personen im Kosovo moglich. [Auskunft des Verbindungsbeamten Obstlt. Andreas
Pichler, 12.11.2007, Zahl 536/07 an das BAE ]

Im Allgemeinen ist festzuhalten, dass ethnische Albaner im Kosovo nicht Gefahr laufen zu verhungern oder in ihrer
Existenz gefahrdet zu sein. Die Solidaritat in der Grof3familie in Zusammenspiel mit Schwarz- oder
Gelegenheitsarbeiten, moglicher Sozialhilfe und humanitarer Hilfe verhindern im Allgemeinen ein vollkommenes
Abgleiten kosovo-albanischer Familien. Es sind in den erdrterten Berichten keine Falle dokumentiert, dass aufgrund
der schwierigen wirtschaftlichen Lage Personen tatsachlich lebensgefahrdend in ihrer Existenz bedroht waren oder

aktuell sind.

[ Muller, Stephan: Zusatzgutachten zu BW NN (313.084), 14.09.2007 , Seite 3]

3. c. Gesundheitswesen:

Durch die Entwicklungen wahrend der neunziger Jahre wurde auch der Gesundheitssektor des Kosovo sehr in
Mitleidenschaft gezogen. Die Wiederherstellung der medizinischen Grundversorgung der Bevélkerung ist nach wie vor
prioritar, schreitet aber aufgrund fehlender Ressourcen nur langsam voran. 2007 stieg das Budget des PISG
Gesundheitsministeriums um 2 Mio. Euro auf 51 Mio. Euro an.

Die Versorgung bei Operationen im Kosovo bessert sich stetig, ist aber in der invasiven Kardiologie (z.B.
Herzoperationen bei Kleinstkindern), in der Neurochirurgie sowie in der chirurgischen Orthopadie noch eingeschrankt.
Die Moglichkeiten, komplizierte operative Eingriffe vorzunehmen, sind zurzeit noch begrenzt. Dennoch wurden im Jahr
2007 bereits mehrere Patienten mit auslandischer Unterstitzung im Universitatsklinikzentrum in Prishtiné/Pristina am
offenen Herzen operiert. Die Kardiologie dort befindet sich derzeit im Ausbau. Ein Koronarangiograph zur
verbesserten Diagnostik wurde angeschafft, bislang jedoch noch nicht in Betrieb genommen. Auch in der Therapie von

Krebspatienten bestehen

trotz Verbesserungen gerade im privaten Gesundheitssektor weiterhin Probleme, so sind z.B. Bestrahlungen nach wie

vor nicht durchfthrbar.

Das Gesundheitsministerium verfligt derzeit Uber einen Fonds, um medizinische Behandlungen im Ausland
durchzufthren. Im Frihjahr 2006 wurde es dadurch einigen Patienten, vor allem Kindern mit Herz- oder
Tumorerkrankungen, ermoglicht, behandelt zu werden. Auch Nichtregierungsorganisationen wie Nena Theresa fuhren

regelmalig Spendensammlungen durch, um Behandlungen im Ausland finanzieren zu kénnen

Am 15.12.2006 haben das Gesundheitsministerium der Republik Albanien und das (PISG) Gesundheitsministerium des
Kosovo ein Memorandum of Understanding geschlossen, in dem Kosovaren Mdéglichkeiten zur Behandlung auf dem
Gebiet der Kardiochirurgie, Neurochirurgie und Onkologie (Radiotherapie) im Universitatsklinikzentrum "Nené Terezé"

(Mutter Theresa) in Tirana ertffnet werden.



Nach Auskunft des PISG Gesundheitsministeriums stehen im 6ffentlichen Gesundheitswesen acht Zentren fir geistige
Gesundheit und in funf Krankenhdusern Abteilungen fur stationdre Psychiatrie inklusive angeschlossener Ambulanzen
zur Behandlung von psychischen Erkrankungen und posttraumatischen Belastungsstorungen zur Verflgung.
Stationdre psychiatrische Abteilungen mit angeschlossenen Ambulanzen existieren in den Krankenhdusern in
Pristine/Pristina, Mitrovicé/Mitrovica (Nord), Pejé/Pec, Prizren und Gjakové/Dakovica. Im Universitatsklinikum in
Prishtiné/Pristina sind die psychiatrische Abteilung mit 72 Betten und die neurologische Abteilung mit weiteren 52

Betten sowie sechs Intensivplatzen ausgestattet.

Die Zentren fur geistige Gesundheit (Mental Health Care Centre, MHC) befinden sich u.a. in den Stadten Pejé/Pec,

Prizren, Ferizaj/Uroievac, Gjilan/Gnjilane, Gjakové/Djakovica, Mitrovicé/Mitrovica (Sud) und Prishtiné/Pristina.

Ferner gibt es das Kosovo Institute for Mental Health Recovery (KIMHR), Centre for Stress Management and Education
(CSME) in Gjakové/Djakovica, "One to One" Psychosocial Centres in Pejé/Pec und Prizren (vgl. auch "National Plan for
Psycho-Trauma", Marz 2006).

Die stationdren Behandlungsmaglichkeiten fir Psychiatriepatienten sind aber weiterhin auBerst begrenzt, da auch die
Dauertherapieeinrichtung in Shtime/;timlje standig ausgelastet ist.

Die Inanspruchnahme medizinischer Leistungen im offentlichen Gesundheitswesen ist nicht ganzlich kostenfrei, je
nach Behandlung im ambulanten Bereich sind zwischen 1 Euro und 4 Euro zu zahlen, fUr einen stationdren Aufenthalt
sind es taglich 10 Euro. Bestimmte Personengruppen, wie z.B. Invalide und Empfanger sozialhilfeahnlicher Leistungen,
chronisch Kranke, Kinder bis zum 10. Lebensjahr und Personen Uber 65 Jahre, sind jedoch von diesen Zahlungen
befreit.

Auch fur die Medikamente, die auf der "essential drugs list" des Gesundheitsministeriums aufgefthrt sind, wird nun
eine Eigenbeteiligung von bis zu 2 Euro erhoben. Allerdings kam es kam es in der Vergangenheit im
Universitatsklinikzentrum in Pristina zu finanziellen Engpdssen mit der Folge, dass auch stationdre Patienten die
bendtigten Medikamente, Infusionen, etc. zum vollen Preis privat in Apotheken erwerben mussten, obwohl sie auf der

"essential drugs list" aufgefihrt sind.

Viele der im &ffentlichen Gesundheitswesen beschéftigten Arzte betreiben zusétzlich eine privatérztliche Praxis. Der
medizintechnische Standard dort ist oft erheblich héher als der im 6ffentlichen Gesundheitssystem. Weil es an einer

Gebuhrenordnung fehlt, werden die Behandlungskosten zwischen Arzt und Patient frei vereinbart.

Kosovaren nutzen teilweise auch die Moglichkeit, eine fiir sie kostenpflichtige medizinische Behandlung in Mazedonien
durchfihren zu lassen. Soweit Kosovaren glltige serbische bzw. ehemals serbisch-montenegrinische
Personaldokumente (Personalausweis oder Reisepass) besitzen, kénnen sie theoretisch auch in das Ubrige Serbien
reisen, um sich dort, allerdings auf eigene Kosten, medizinisch behandeln zu lassen. Aufgrund der politisch-ethnischen
Situation ist dies allerdings keine allgemein giltige Losung, sondern beschrankt sich auf Einzelfélle (Faktoren: ethnische

Zugehdrigkeit der Person/ethnische Situation am Behandlungsort/ Sprachkenntnisse etc.).

Es gibt insgesamt sechs Dialysezentren (Prishtiné/Pristina, Prizren, Pejé/Pec, Gjilan/Gnjilane, Gjakové/Dakovica,
Mitrovicé/Mitrovica). Insgesamt sind derzeit im Kosovo 100 Dialysegerate verfugbar. Die Versorgung erfolgt ohne

Ansehen der Person oder der Ethnie.



Die Kapazitaten sind knapp, die Dialysegerdate mussen derzeit bereits im Drei-, teilweise auch schon im
Vierschichtbetrieb mit verkurzten Zeiten gefahren werden. Aktuell sind gleichwohl alle Behandlungsintervalle (auch
tagliche) moglich und kein neuer Patient wird abgewiesen.

Neben den Apotheken in &ffentlichen Gesundheitseinrichtungen existieren im Kosovo nach Presseberichten ca. 350
privat betriebene Apotheken. Nach Aussagen der "Vereinigung der Apotheker im Kosovo" (SHFK) werden nur 125
dieser Apotheken von ausgebildeten Pharmazeuten geleitet. Im Bedarfsfall kénnen nahezu alle erforderlichen
Medikamente Uber die Apotheken aus dem Ausland bezogen werden. [Auswartiges Amt der BRD, Bericht Uber die
asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien u. Montenegro (Kosovo), 29.11.2007, Seiten 18-20]

Im Kosovo existiert grundsatzlich eine funktionierende Grundversorgung im Gesundheitswesen, allerdings liegt die
Gesundheitsversorgung wie auch die Moglichkeiten zur Behandlung bestimmter Krankheiten, nicht auf dem Niveau

westeuropaischer St

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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